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Fristen. 

§ 112. (1) Zugleich mit der Bewilligung sind angemessene Fristen für die Bauvollendung der 
bewilligten Anlage kalendermäßig zu bestimmen; erforderlichenfalls können auch Teilfristen für 
wesentliche Anlagenteile festgesetzt und Fristen für den Baubeginn bestimmt werden. 
Fristverlängerungen, die durch das Beschwerdeverfahren vor den Verwaltungsgerichten notwendig 
werden, sind von Amts wegen vorzunehmen. Die Nichteinhaltung solcher Fristen hat bei 
Wasserbenutzungsanlagen das Erlöschen des Wasserbenutzungsrechtes (§ 27 Abs. 1 lit. f) zur Folge, 
sofern nicht die Wasserrechtsbehörde gemäß § 121 Abs. 1, letzter Satz, hievon absieht. 

(2) Die Wasserrechtsbehörde kann aus triftigen Gründen diese Fristen verlängern, wenn vor ihrem 
Ablauf darum angesucht wird; die vorherige Anhörung der Parteien ist nicht erforderlich. Wird das 
Ansuchen rechtzeitig gestellt, dann ist der Ablauf der Frist bis zur Entscheidung der Verwaltungsbehörde 
über den Verlängerungsantrag gehemmt. Wird gegen die Abweisung des Verlängerungsantrages das 
Verwaltungsgericht, der Verwaltungsgerichtshof oder der Verfassungsgerichtshof angerufen, wird der 
Ablauf der Frist bis zur Entscheidung dieser Gerichte verlängert. Wird ein Vorhaben während der 
Ausführung geändert, sind im hierüber ergehenden Bewilligungsbescheid die Baufristen soweit 
erforderlich neu zu bestimmen. 

(3) Die Festsetzung oder Verlängerung von Bauvollendungsfristen darf 15 Jahre ab Rechtskraft der 
Bewilligung des Vorhabens nicht übersteigen. Bei Vorhaben nach § 111a beginnt diese Frist erst mit 
Rechtskraft der letzten erforderlichen Detailgenehmigung. 

(4) Bei Erteilung einer Grundsatzbewilligung (§ 111a Abs. 1) sind auch Fristen für die Vorlage 
verhandlungsreifer Detailentwürfe festzusetzen, die gleichfalls aus triftigen Gründen verlängert werden 
können. Durch den fruchtlosen Ablauf dieser Fristen tritt die Grundsatzbewilligung außer Kraft. 
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(5) Wurde die Bestimmung der in den Abs. 1 und 3 bezeichneten Fristen unterlassen, so kann der 
Bescheid jederzeit entsprechend ergänzt werden. 

(6) Den Baubeginn und die Bauvollendung der ganzen Anlage oder wesentlicher Anlageteile 
(Abs. 1) hat der Unternehmer der Wasserrechtsbehörde anzuzeigen. Erst nach der Anzeige über die 
Bauvollendung ist er berechtigt, mit dem Betriebe zu beginnen. Die wasserrechtliche Bewilligung kann 
aber erforderlichenfalls auch an die Bedingung geknüpft werden, daß mit dem Betrieb erst nach 
Durchführung der behördlichen Überprüfung (§ 121) begonnen werden darf. 
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